
Nachschlagewerk: 
BGHZ nur zu a:

ja
ja

ZPO § 840 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2; BGB § 826 Gb

a) Erfüllt der Drittschuldner die ihm in § 840 Abs. 1 ZPO 
auferlegte Erklärungspflicht schuldhaft nicht, beschränkt 
sich seine für diesen Fall in § 840 Abs. 2 Satz 2 ZPO 
bestimmte Haftung ausschließlich auf den Schaden des 
Gläubigers, der durch dessen Entschluß verursacht ist, 
die gepfändete Forderung gegen den Drittschuldner geltend 
zu machen oder davon abzusehen. Die Haftung bezieht sich 
nicht auf einen Schaden, der durch Unterlassen einer 
Pfändung aus weiteren Titeln des Gläubigers entstanden 
ist.

b) Erfüllt der Drittschuldner durch die Verletzung seiner 
Erklärungspflicht zugleich den Tatbestand des § 826 BGB, 
bestimmt sich der Umfang seiner Haftung nach dieser 
Vorschrift.
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Der IX. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 25. September 1986 durch den Vor­
sitzenden Richter Merz und die Richter Fuchs, Gärtner, 
Winter und Dr. Graßhof

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das urteil 
des 12. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Stuttgart vom 28. Januar 1986 aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen.

Von Rechts wegen 

Tatbestand

Die Klägerin nimmt die Beklagte auf Schadensersatz in 
Anspruch, weil sie als Drittschuldnerin die nach § 840 
Abs. 1 ZPO verlangte Erklärung vorsätzlich falsch abgegeben 
habe.

Die Klägerin erwirkte am 19. Juli 1983 gegen M. und 
gegen Hans Sch. als Gesamtschuldner ein Versäumnisurteil auf 
Zahlung von 16.020,08 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 25. Juni 
1983 und der Kosten des Rechtsstreits. Die ihr zu erstatten-
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den Kosten wurden durch Beschluß vom 6. September 1983 auf 
1.714,15 DM und 4 % Zinsen seit dem 8. August 1983 festge­
setzt. Beide Schuldner gaben die eidesstattliche Versiche­
rung nach § 807 ZPO ah.

Da M. in dem Vermögensverzeichnis einen monatlichen 
Bruttoverdienst von 6. 000 DM, Hans Sch. von nur 4.000 DM 
angegeben hatte, entschloß die Klägerin sich, aus dem Ver­
säumnisurteil , das Zwischenzeit!ich rechtskräftig geworden 
war, gegen M. vorzugehen. Gegen Hans Sch. erwirkte sie auf­
grund des Kostenfestsetzungsbeschlusses den Pfändungs- und 
Überweisungsbeschluß vom 4. Mai 1984. Durch diesen wurden 
wegen der festgesetzten sowie der Antrags- und Gerichts­
kosten die angeblichen gegenwärtigen, künftigen und beding­
ten Ansprüche des Schuldners auf Zahlung von Gehalt aus 
seinem Angestelltenverhältnis gegen die beklagte Firma Sch. 
GmbH & Co. KG, vertreten durch die Sch. Verwaltungsgesel 1- 
schaft mbH, diese vertreten durch die alleinvertretungsbe­
rechtigten Geschäftsführer Hans Sch. (Schuldner) und Doris 
Sch. (Ehefrau des Schuldners), gepfändet und in Höhe des 
gepfändeten Betrages der Klägerin zur Einziehung überwiesen. 
Der Beschluß wurde am 9. Mai 1984 durch Übergabe an den Ge­
schäftsführer Hans Sch. der Drittschuldnerin mit dem Verlan­
gen zugestellt, sich nach § 840 Abs. 1 ZPO zu erklären. Sie 
gab am 14. Mai 1984 die für sie von der Geschäftsführerin 
Doris Sch. Unterzeichnete Erklärung ab, Zahlung könne nicht 
geleistet werden; andere Personen machten Ansprüche an die 
Forderung, weil das Gehalt von Hans Sch. in Höhe des jeweils 
pfändbaren Betrages an Doris Sch. zur Sicherung gewährter 
Darlehen abgetreten worden sei.
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Die Klägerin erhob gegen Doris Sch. Anfechtungsklage.
In jenem Rechtsstreit stellte sich heraus, daß diese Rechte 
aus der Abtretung nicht geltend gemacht hatte, mit ihrem 
Einverständnis die Gehaltszahlungen der Drittschuldnerin 
vielmehr weiterhin an Hans Sch. erfolgt waren. Durch 
Anwal tsschreiben vom 26. März 1985 räumte die Drittsc.huld- 
nerin ein, wegen Unrichtigkeit ihrer Erklärung, die sie auf 
ein mögliches Mißverständnis in der Beratung durch ihren 
Steuerberater und durch ihren Rechtsanwalt zurückführte, der 
Klägerin zum Ersatz des in der Nichtabführung des gepfände­
ten Betrages liegenden Schadens verpflichtet zu sein, und 
zahlte den dazu erforderlichen Betrag. Dem Verlangen der 
Klägerin nach Schadensersatz auch wegen der ihr aufgrund des 
Versäumnisurteils gegen Hans Sch. zustehenden Klageforderung 
kam die Firma Sch. GmbH & Co. KG nicht nach. Eine deswegen 
am 9. April 1985 vorgenommene Pfändung seiner Gehaltsforde­
rung blieb erfolglos.

Die Klägerin macht geltend, die Firma Sch. GmbH & Co.
KG sei ihr in Höhe der Klageforderung aus dem Versäumnisur- 
teil zum Schadensersatz verpflichtet. Sie habe durch die 
entgegen ihrer Verpflichtung als Drittschuldnerin unrichtig 
abgegebene Erklärung verhindert, daß die Gehaltsforderung 
des Schuldners Hans Sch. bereits im Mai 1984 aus dem Ver­
säumnisurteil gepfändet worden sei. Der in der Zeit von Juni 
1984 bis März 1985 andernfalls abzuführende pfändbare Teil 
von dessen Arbeitseinkommen hätte ausgereicht, die Forderung 
zu erfüllen.

Die Klage blieb in beiden Tatsacheninstanzen ohne 
Erfolg. Mit der - zugelassenen - Revision verfolgt die Klä­
gerin ihren Klageanspruch weiter. Die Beklagte beantragt, 
die Revision zurückzuweisen.



Entscheidunqsgründe

Die Revision ist begründet.

Nach § 840 Abs. 1 ZPO hat auf Verlangen des Gläubigers 
der Drittschuldner binnen zwei Wochen, von der Zustellung 
des Pfändungsbeschlusses an gerechnet, dem Gläubiger zu er­
klären:

1. ob und inwieweit er die Forderung als begründet 
anerkenne und Zahlung zu leisten bereit sei;

2. ob und welche Ansprüche andere Personen an die 
Forderung machen;

3. ob und wegen welcher Ansprüche die Forderung 
bereits für andere Gläubiger gepfändet sei.

Dabei handelt es sich, wie der Senat in seinem Urteil 
BGHZ 91, 126 im einzelnen ausgeführt hat, um eine nicht ein­
klagbare Obliegenheit des Drittschuldners, den Pfändungs­
gläubiger darüber zu unterrichten, ob die gepfändete Forde­
rung als begründet anerkannt und erfüllt werde oder Dritten 
zustehe, oder ob sie bestritten und deshalb nicht oder nur 
im Erkenntnis- und Vollstreckungsverfahren durchzusetzen 
sei. Erfüllt der Drittschuldner diese Verpflichtung schuld­
haft (vgl. BGHZ 79, 275, 277) nicht, haftet er dem Gläubiger 
für den daraus entstehenden Schaden (§ 840 Abs. 2 Satz 2 
ZPO).
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I.

Das Berufungsgericht geht davon aus, daß die von der 
Beklagten als Drittschuldnerin abgegebene Erklärung in ihrem 
ersten Teil falsch war. Den auf § 840 Abs. 2 Satz 2 ZPO ge­
stützten Schadensersatzanspruch verneint es mit der Erwä­
gung, daß der Schaden, dessen Ersatz die Klägerin im vorlie­
genden Rechtsstreit begehrt, durch den Normzweck dieser 
Vorschrift nicht erfaßt werde. Die in § 840 Abs. 1 ZPO 
begründete und für den Fall der Nichterfüllung in § 840 
Abs. 2 Satz 2 ZPO mit der Haftung auf Ersatz des daraus 
entstehenden Schadens bewehrte Obliegenheit diene aus­
schließlich dem Interesse des Pfändungsgläubigers an der 
vol1streckungsrechtlichen .Durchsetzung der gepfändeten 
Forderung, auf die allein die Auskunftslast sich beziehe. 
Daraus folge, daß der Drittschuldner bei falscher Auskunfts­
erteilung dem Gläubiger nach § 840 Abs. 2 Satz 2 ZPO auch 
nur solche Nachteile ersetzen müsse, die ihren Grund darin 
hätten, daß er gerade mit der gepfändeten Forderung ausge­
fallen sei. Schäden, die dem Gläubiger entstanden seien, 
weil er im Hinblick auf eine unrichtige Auskunft weitere 
Dispositionen in seinem Vermögen getroffen oder unterlassen 
habe, zählten nicht zu den Nachteilen, vor denen § 840 ZPO 
den Pfändungsgläubiger schützen wolle.

Dagegen wendet sich die Revision ohne Erfolg.

Durch die in § 840 ZPO im Interesse des Pfändungsgläu­
bigers getroffene gesetzliche Regelung soll unter geringst­
möglicher Belastung des Drittschuldners seine Entschei­
dung erleichtert werden, ob er aus der gepfändeten angeb­
lichen Forderung seines Schuldners gegen den Drittschuldner 
vorgehen solle oder nicht. Nur zu diesem Zweck und in dem
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durch die Pfändung gezogenen Rahmen ist dem an den Rechts- 
heziehungen zwischen dem Gläubiger und dessen Schuldner im 
allgemeinen nicht beteiligten Drittschuldner (vgl. BGHZ 69, 
328, 331) die Auskunftsverpflichtung und die Haftung aus 
deren Nichterfüllung auferlegt. Diese geht deshalb nicht 
weiter, als den Gläubiger gemäß § 249 BGB so zu stellen, wie 
er bei Erfüllung der Auskunftsverpflichtung durch den Dritt­
schuldner gestanden hätte (vgl. BGH aaO, 333), der sich 
ausschließlich über die für die Vollstreckung in die gepfän­
dete angebliche Forderung bedeutsamen Umstände zu erklären 
hatte. Eine Verpflichtung auf Ersatz auch anderer Schäden 
als der durch den Entschluß des Gläubigers verursachten, die 
gepfändete Forderung gegen den Drittschuldner geltend zu 
machen oder davon ahzusehen, begründet § 840 Abs. 2 Satz 2 
ZPO nicht (so auch LG Detmold ZIP 1980, 1080; Thomas/Putzo, 
ZPO, 14. Auf1. § 840 Anm. 2b).

2. Eine weitergehende Haftung des Drittschuldners kann 
auch nicht auf dem Wege über § 823 Abs. 2 BGB erreicht wer­
den, der keinen weitergehenden Anspruch gewährt als den für 
die Verletzung des Schutzgesetzes (§ 840 ZPO) bestimmten.

II.

Eine Haftung der Beklagten aus § 826 BGB verneint das 
Berufungsgericht, weil nach ihrem unbestrittenen Vorbringen, 
sie hahe die Drittschuldnererklärung nach Einholung anwalt­
lichen Rates abgegeben, ein vorsätzliches Handeln der für 
sie tätig gewordenen Geschäftsführerin ausscheide.
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Dagegen wendet sich die Revision mit Erfolg.

Nach § 826 BGB ist, wer in einer gegen die guten Sitten 
verstoßenden Weise einem anderen vorsätzlich Schaden zufügt, 
dem anderen zum Ersätze des Schadens verpflichtet.

Die Revision rügt als Verletzung von § 286 ZPO, das 
Berufungsgericht hahe hei seiner Beurteilung, die Beklagte 
habe nicht vorsätzlich gehandelt, den festgestellten Sach­
verhalt nicht ausgeschöpft. Die Rüge ist begründet.

1. Persönlich haftende Gesellschafterin der beklagten 
Kommanditgesellschaft war die Sch. Verwaltungsgesellschaft 
mit beschränkter Haftung. Deren jeweils al1einvertretungs- 
herechtigte Geschäftsführer waren der Schuldner Hans Sch. 
und dessen Ehefrau Doris Sch.. Deshaih hat die Beklagte für 
unerlauhte Handlungen, welche die Geschäftsführer ihrer 
Komplementär-GmbH in Ausführung der ihnen zustehenden Ver­
richtungen vorgenommen hahen, gemäß § 35 Abs. 1 GmbHG,
§§ 161, 126 Abs. 1 HGB, § 31 BGB einzustehen (vgl. BGH, Urt. 
v. 8. Februar 1952 - I ZR 92/51, LM HGB § 126 Nr. 1; 
ständig).

2. Die Erklärung der Beklagten, Zahlung könne nicht ge­
leistet werden, weil infolge der Sicherungsabtretung Doris 
Sch. in Höhe des jeweils pfändbaren Betrages Ansprüche an 
die gepfändete Forderung mache, war falsch. Denn Doris Sch. 
machte solche Ansprüche nicht geltend, und das Gehalt wurde 
von der Drittschuldnerin an den Schuldner gezahlt, wie deren 
Geschäftsführer wußten. Gab die Geschäftsführerin Doris Sch. 
für die Drittschuldnerin die Erklärung vorsätzlich falsch



ab, um die Gehaltsforderung des Schuldners dem Zugriff der 
Klägerin, die sie aus dem Kostenfestsetzungsbeschluß bereits 
wirksam gepfändet hatte und aus dem Versäumnisurteil ebenso 
wirksam pfänden konnte, zu entziehen, würde der Tatbestand 
des § 826 BGB erfüllt sein.

3. Der Ansicht des Berufungsgerichts, angesichts des 
unwidersprochen gebliebenen Vorbringens der Beklagten, sie 
habe die umstrittene Drittschuldnererklärung nach Einholung 
anwaltlichen Rates abgegeben, scheide ein vorsätzliches 
Handeln aus, fehlt die Begründung. Die Beklagte hat zur 
Entkräftung des sich aus dem unstreitigen Geschehensablauf 
ergebenden Vorwurfs der vorsätzlich falschen Auskunft ihrer 
Geschäftsführerin keinen Sachverhalt behauptet, den sie 
ihrem Rechtsanwalt zur Beurteilung unterbreitet, und welchen 
Rat er ihr erteilt habe, sondern ihre unrichtige Erklärung 
lediglich auf die Möglichkeit eines Mißverständnisses 
zurückzuführen versucht. Die Klägerin konnte Tatsachen, die 
sich nicht in ihrer Sphäre ereignet hatten, naturgemäß nicht 
beihringen, sondern sich angesichts des unstreitigen Ge­
schehensablaufs darauf beschränken, auf diesen ihren Vorwurf 
der vorsätzlichen sittenwidrigen Schädigung durch die Be­
klagte zu stützen.



heit

Merz

Die Zurückverweisung gibt dem Berufungsgericht Gelegen- 
die erforderlichen Feststellungen nachzuholen.

Fuchs Gärtner

Winter Graßhof
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